
Der üringer Landtag hat einen Ge-
setzentwurf von Rot-Rot-Grün zur
Änderung des üringer Rettungs-
dienstgesetzes beschlossen.  Ab  1. Ja-
nuar 2024 wird damit auch die neue
Versorgungsform „Telenotarzt“ star-
ten: per Bild- und Ton Übertragung
wird der live zugeschaltet, wenn der
klassische Notarzt nicht selbst vor Ort
sein kann. Dazu kommt die Einfüh-
rung einer Erprobungsregelung für
den Einsatz der smartphonebasierten
Ersthelferalarmierung. Damit soll es
möglich sein, Menschen in Notsitua-
tion noch schneller zu helfen. Künig

können üringer Leitstellen neben
der Alarmierung des Rettungsdiens-
tes testweise ergänzend qualifizierte
Ersthelfer in der Umgebung des Not-
fallortes per App alarmieren. So kann
das sogenannte, therapiefreie Inter-
vall verkürzt werden. 
Zu den weiteren Änderungen gehört
eine Anpassung der zum 31.12.2023
auslaufenden Frist zur Nachqualifi-
zierung von Rettungsassisten:innen
hin zu höherwertig ausgebildeten
Notfallsanitäter:innen. Diese Frist
wird   für   den   Bereich   der   Leit-
stellen  und  die  Fahrerinnen  und

Fahrer der Notarzteinsatzfahrzeuge
noch bis zum Jahresende 2028 verlän-
gert. 

Matthias Gärtner 

Feminismus betri alle Menschen.
Wer feministisch ist, streitet im All-
gemeinen für eine solidarische Ge-
sellscha und schaut sich dabei die
unterschiedlichen Rollen der Men-
schen an.  Aus linker Perspektive be-
deutet das: Ist die Gesellscha so aus-
gelegt, dass sich darin alle Menschen
entfalten und gleichermaßen teilha-
ben können?
Feministische Stadtpolitik schaut sich
dabei Stadtplanung und soziale Fra-
gen realpolitisch an. Ein Beispiel:
Noch immer werden die Fürsorgear-
beiten hauptsächlich von Frauen er-
ledigt. Das bedeutet: Pflege von An-
gehörigen, Kinderbetreuung, Haus-
halt, Lebensmittel einkaufen, das Re-
zept in der Apotheke einlösen, Kinder
zum Sport bringen, Geburtstagsge-
schenke kaufen usw. werden über-
durchschnittlich o von Frauen erle-
digt.  
Diese Lebensrealität unterscheidet
sich grundlegend von Menschen, die
diese Aufgaben nicht zu erfüllen ha-
ben. Was bedeutet das für die Stadt-
politik, z.B. im Bereich des öffentli-
chen Personen- und Nahverkehrs?
Als Politiker*in müsste ich z.B. dafür
streiten, dass Kurzstreckentickets für
Bus und Bahn eingeführt werden und

erschwinglich sind. Diese werden
nämlich hauptsächlich von Menschen
genutzt, die die oben beschriebenen
Aufgaben erfüllen. Ähnlich sieht es
beim Straßenbau aus: Denken wir die
Stadt nur aus der Perspektive des Au-
tofahrers, vergessen wir die Men-
schen, die auf breite Gehwege ange-
wiesen sind – häufig Frauen.
Ähnlich sieht es bei der Aueilung in
Städten und im ländlichen Raum aus.

Die Bauweise der 60er und 70er sah
vor, dass Großwohnsiedlungen und
Industrie voneinander getrennt ge-
baut wurden – ein Leitbild, das ein
komfortables Leben versprochen
hatte. Die funktionale Trennung der
Stadt, also die Trennung von Gewerbe
und Wohnen, hat sich spätestens
heute als unpraktisch erwiesen.
Forderungen nach Infrastruktur vor
Ort werden in den Kommunen im-

mer lauter – aus der Perspektive von
Menschen, die Sorgearbeit leisten,
Kinder betreuen usw. auch vollkom-
men klar. Denn weite Wege werden
im Alltag o zum kräeraubenden
Akt. Supermärkte, soziale Infrastruk-
tur wie Kindergärten, Beratungsstel-
len, Ärztehäuser müssen vor Ort sein,
damit Menschen Sorgearbeit besser
leisten können.
Eine soziale Stadt- und Raumplanung
benötigt daher immer auch eine fe-
ministische Perspektive.
Der eine oder die andere stellt sich
jetzt Fragen: zementieren wir damit
nicht gesellschaliche Rollenbilder,
die wir eigentlich ablehnen? Nein!
Wenn Frauen z.B. von einer achtsa-
men Stadtpolitik profitieren, dann tun
es am Ende alle. Barrierefreie Über-
gänge an Straßen helfen nicht nur
Personen mit Kinderwagen, sondern
auch geh-eingeschränkten Menschen,
Radfahrer*innen usw. Beleuchtete
Straßen sind für alle ein Mehrgewinn,
nicht nur für Frauen.

Termintipp: 
27.11.23: Kommunalpolitische 
Sprechstunde zu feministischer Stadt-
und Landpolitik mit Katja Maurer.  
Link: https://thueringengestalter.de
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Am Ende profitieren alle
Katja Maurer, kommunalpolitische Sprecherin der Thüringer Linksfraktion und 
Fraktionsvorsitzende der LINKEN im Erfurter Stadtrat erklärt, wie sich feministische 
Kommunalpolitik bei der Stadtplanung soziale Fragen ganz realpolitisch anschaut.
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Schnellere Erste Hilfe mit dem Telenotarzt
Die Änderung des Rettungsdienstgesetzes ermöglicht in Thüringen neue Versorgungsformen.

Kommt ab 2024: die smartphone-
basierte Ersthelferalarmierung.
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